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Strukturelle Veränderungen sind ein Kennzeichen der Marktwirtschaft, gesetzliche 
Regelungen spiegeln häufig nur die Notwendigkeiten zu einem bestimmten 
Zeitpunkt wider und werden obsolet bzw. sind änderungsbedürftig. Der 
vorliegende Artikel gibt zunächst einen kurzen Überblick über die Veränderungen 
der Wirtschaftsstruktur der letzten Jahrzehnte. Nach einer Übersicht der 
Argumente, warum gesetzliche Mitbestimmungsregeln überhaupt notwendig sein 
können, folgt eine Analyse der Wirkungen, die der Strukturwandel auf die 
bestehenden Betriebsratsgesetze ausübt. Schließlich wird betrachtet, welche 
Auswirkungen der Strukturwandel auf die Notwendigkeit der gesetzlichen 
Regelung der betrieblichen Mitbestimmung hat. Insgesamt sinkt die theoretische 
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Betriebsräte und Strukturwandel 
 
von Simon Renaud 
 
I. Einführung 
Die Änderung wirtschaftlicher Strukturen war und ist ein Kennzeichen der 
Wirtschaftsgeschichte. Gesetzliche Regelungen laufen dieser Entwicklung zumeist 
hinterher. Das Gesetz zur betrieblichen Mitbestimmung in Deutschland hat eine 
lange Tradition und existiert in seiner heutigen Form im Wesentlichen seit 1952 
bzw. 1972, wobei im Jahre 2001 mit einer Erweiterung der Kompetenzen und der 
Geltungsreichweite die letzten größeren Änderungen stattfanden. Die gesetzliche 
Mitbestimmung war in erster Linie dazu gedacht, ein Gegengewicht zu 
weitergehenden Bestrebungen seitens der Gewerkschaften zu schaffen und 
weniger ökonomischen Effizienzüberlegungen geschuldet.
1 In diesem Artikel soll 
jedoch der Frage nachgegangen werden, welche Spuren die strukturellen 
Veränderungen an der ökonomischen Begründung für die bestehenden 
gesetzlichen Regelungen hinterlassen haben. Dazu muss zunächst geklärt 
werden, warum die Mitbestimmung überhaupt gesetzlich geregelt werden muss 
und nicht freiwillig eingeführt wird, wenn sie von Vorteil sein sollte. Aus 
ökonomischer Sicht kann hierfür Marktversagen der Grund sein. Außer natürlichen 
Monopolen können theoretisch alle Formen von Marktversagen im Bereich der 
betrieblichen Beziehungen vorliegen. Es stellt sich die Frage, inwieweit die 
strukturellen Veränderungen eine gesetzliche Regelung verstärkt oder 
abgeschwächt notwendig erscheinen lassen. 
In Kapitel II werden zunächst die Grundzüge des Strukturwandels der letzten 
Jahrzehnte vorgestellt. Kapitel III gibt in einem ersten Schritt einen Überblick über 
die Argumente, warum eine gesetzliche Regelung im Bereich der betrieblichen 
Beziehungen notwendig sein kann, wendet sich dann den Effekten zu, die der 
wirtschaftliche Wandel auf die bestehenden Mitbestimmungsregeln ausübt, und 
analysiert schließlich die Auswirkungen, die die Strukturveränderungen auf die 
                                                 
1   Für einen Überblick über die geschichtliche Entwicklung der Betriebsräte siehe z.B. Müller-
Jentsch (1995)   2
Notwendigkeit von Betriebsratsgesetzen theoretisch haben. Kapitel IV fasst die 
Ergebnisse nochmals zusammen. 
 
II. Strukturwandel in Deutschland 
Die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands und die damit einhergehenden 
Strukturveränderungen sind facettenreich. Erstens verändert sich die sektorale 
Struktur, zweitens verändern sich die Qualifikationsanforderungen und die 
Qualifikationsstruktur, und drittens ändert sich die Faktormobilität. 
Die strukturellen Veränderungen lassen sich zusammenfassen als ein Schrumpfen 
des industriellen Sektors, der allein von 1991 bis 2003 etwa 4 Millionen 
Beschäftigte verloren hat, und eine Vergrößerung des Dienstleistungssektors, der 
in etwa gleichem Maße zusätzliche Beschäftigung aufgebaut hat. Der Anteil des 
Dienstleistungssektors betrug 2003 damit rund 70% der Erwerbstätigen, während 
der entsprechende Anteil 1980 bei lediglich 53,7% lag. Gemessen am 
Einkommensniveau befindet sich Deutschland damit mittlerweile im 
internationalen Durchschnitt. Erklärt wird der Strukturwandel im Wesentlichen 
durch sektoral unterschiedliche Produktivitäts- und Nachfrageentwicklungen  
(Klodt 2004, S. 301ff, Klodt et al. 1997, S. 6).  
Neben den Aspekten des intersektoralen Strukturwandels gewinnt die Analyse des 
intrasektoralen Strukturwandels zunehmende Aufmerksamkeit. Die Idee ist, dass 
nicht nur eine Verschiebung der Wirtschaftsstruktur zwischen den Sektoren 
stattfindet, sondern dass sich auch die Organisationsstruktur innerhalb der 
Sektoren verändert. Es stehen sich vor allem zwei Paradigmen gegenüber, zum 
einen die klassisch-tayloristische Organisationsstruktur mit hoher Spezialisierung 
der Tätigkeiten für die Massenproduktion, und zum anderen die holistische 
Organisationsstruktur, die durch flexible Strukturen und multifunktional einsetzbare 
Produktionsverfahren und Mitarbeiter schnell auf sich wandelnde Märkte reagieren 
kann (Bickenbach und Soltwedel 1998, Lindbeck und Snower 2000, Stettes 2004, 
S. 7ff). Daneben ist eine zunehmende Bedeutung der Anzahl der sog. „atypischen“ 
Beschäftigungsverhältnisse festzustellen, d.h. mehr Leih-, Heim- und Telearbeiter, 
sowie eine Zunahme von Teilzeitbeschäftigung. Die Anteil der   3
„Normalarbeitsverhältnisse“ dagegen sank allein innerhalb der 90er Jahre von 
75% auf 60% der Beschäftigten (Wassermann 2000, S. 699). 
Der zweite Aspekt des Strukturwandels für die deutschen Arbeitnehmer ist, dass 
er zu Lasten der gering qualifizierten Arbeitnehmer zu gehen scheint und hoch 
qualifizierte Arbeitnehmer begünstigt. Die Arbeitslosenquote unter den gering 
Qualifizierten hat sich stark erhöht, während die Arbeitslosenquote für 
Hochschulabsolventen nahezu gleich geblieben ist (Vgl. Abbildung 1), und das 
obwohl der Anteil der Erwerbspersonen ohne Berufsausbildung stark gesunken 
ist, während der Prozentsatz derjenigen mit Berufsausbildung und vor allem der 
Anteil der Hochschulabsolventen stark angestiegen ist (Reinberg und Hummel 






































































bis 1990 Westdeutschland, ab 1991 Gesamtdeutschland 
Quelle: eigene Darstellung nach Reinberg und Hummel (2002). 
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Erklärt wird dies meist durch einen generellen Skill-Bias des technischen 
Fortschritts, der in praktisch allen Sektoren und Unternehmen die Nachfrage nach 
hoch qualifizierten Arbeitskräften stärkt und die nach gering Qualifizierten senkt 
(z.B. Berman et al. 1998), sowie durch den verstärkten Nord-Süd-Handel, der die 
Beschäftigungsmöglichkeiten für Arbeitskräfte mit geringer Qualifikation in den 
Industrieländern senkt (Wood 1998).  
Das dritte Merkmal des strukturellen Wandels ist die zunehmende Mobilität der 
Produktionsfaktoren, besonders des Faktors Kapital. Die verstärkte Mobilität des 
Kapitals zeigt sich beispielsweise in der Entwicklung der Direktinvestitionen: So 
lag der weltweite Bestand an ausländischen Direktinvestitionen (in Prozent des 
BIP) 1970 bei nahe 0%, während er 2003 schon 23% ausmachte (Unctad 2005). 
Eine prinzipiell ähnliche Entwicklung lässt sich auch für qualifizierte Arbeitskräfte 
machen, deren weltweite Wanderungsneigung sich erheblich erhöht hat (z.B. 
Docquier und Rapoport 2004). 
Die wichtigsten Aspekte des Strukturwandels in Bezug auf die betriebliche 
Mitbestimmung, deren Zusammenwirken im folgenden Kapitel analysiert werden 
soll, sind die zunehmende Bedeutung qualifizierter Arbeitskräfte und so genannter 
„atypischer Beschäftigungsverhältnisse“, stärkere internationale Verflechtung auf 
den Produkt- wie auf den Faktormärkten sowie die stärker und kürzer werdenden 
Veränderungen der Produkte und Produktionsverfahren. Alle diese Aspekte 
münden in einer Heterogenisierung der Verhältnisse sowohl auf den Produkt- wie 
auf den Faktormärkten und damit einhergehend in zunehmenden Flexibilitäts- und 
Anpassungserfordernissen. 
 
III. Mitbestimmung und Strukturwandel 
III.1 Gründe für gesetzliche Regelung der betrieblichen Mitbestimmung 
Ein häufig genanntes Argument gegen gesetzliche Mitbestimmungsregeln stammt 
von Jensen und Meckling (1979, S. 474) und besagt, dass 
Mitbestimmungsgesetze allein deshalb nicht effizient sein können, weil ihre 
freiwillige Einführung nicht zu beobachten ist. Jedoch kommt das ökonomisch 
optimale Ergebnis nicht in allen Fällen zustande, das individuell rationale 
Verhalten kann zu gesamtwirtschaftlich suboptimalen Ergebnissen führen, der   5
Markt versagt. Mögliche Formen von Marktversagen, die die freiwillige Einrichtung 
von Betriebsräten verhindern, sollen im Folgenden kurz dargestellt und die 
Wirkung des Strukturwandels auf die bestehenden Regelungen und die 
Marktversagensargumente im Anschluss analysiert werden. 
Argumente für Marktversagen im Bereich der betrieblichen Beziehungen lassen 
sich unterteilen in die Verbindung allokativer und distributiver Effekte, 
Transaktionskosten, asymmetrische Informationen und externe Effekte bzw. 
öffentliche Güter. Einen Überblick über die Argumente bietet Tabelle 1.  
 







Verbindung von Allokation 
und Verteilung 
Betriebsräte vergrößern Gesamtrente des Unter-
nehmens, aber verringern Arbeitgeberanteil bzw. 
Gewinn (Freeman und Lazear 1995, S. 29ff).  
 
Transaktionskosten Transaktionskosten  bei Verhandlungen über frei-
willige Einrichtung von Betriebsräten übersteigen 




schaft der Belegschaft führt 
zu adverser Selektion 
Unkenntnis des Arbeitgebers über Kooperations-
bereitschaft der Belegschaft im Betriebsrat führt 
zu adverser Selektion, wenn Arbeitgeber mittlere 
Kompensationszahlung für Betriebsratseinführung 
verlangt und nur unkooperative (umverteilende) 
Betriebsräte diese Zahlung leisten können (Dilger 




führt zu adverser Selektion 
Freiwillige Einführung eines Betriebsrates signali-
siert schlechte Unternehmenssituation (Unter-
nehmen in Notlage befürwortet Betriebsräte, um 
mit Belegschaft Lohnkonzessionen o.ä. auszu-
handeln) und führt somit zu adverser Selektion 
(Dilger 2002, S. 59). 




Unternehmer nutzen Informationsasymmetrien bei 
Nichtexistenz von Betriebsräten, um Mitarbeiter 
durch Vortäuschung einer schlechten Unterneh-
menssituation zu Höchstleistungen anzutreiben. 
In einer tatsächlich schlechten Situation ist die 
Existenz des Unternehmens dann gefährdet 




verhindern Interesse der Be-
schäftigten an Betriebsrat 
Entspricht vorherigem Modell, nur dass hier auch 
die Beschäftigten nicht an einem freiwilligen Be-
triebsrat interessiert sind, da dieser nur in schlech-
ten Unternehmenssituationen eingeführt wird und 
die Arbeitnehmer dann zu Zugeständnissen 
zwingt (Dilger 2002, S. 37ff). 
 
Informationsasymmetrien 
bzgl. Motivation der Beschäf-
tigten 
Freiwillige Einführung von Betriebsräten lockt vor 
allem weniger produktive bzw. motivierte Arbeit-
nehmer an, da diese von verbessertem Entlas-
sungsschutz profitieren wollen. Die Eigenschaften 
der Beschäftigten sind dabei nur begrenzt beob-
achtbar (Levine 1995, S. 105f). 
 
Betriebsrat als öffentliches 
Gut 
Freiwilliger Betriebsrat ist seitens der Arbeitneh-
mer ein öffentliches Gut und wird daher nicht oder 
in zu geringem Maße bereitgestellt (Stettes 2004, 
S. 223f, Berthold und Stettes 2001a, S. 17, sowie 
grundlegend Olson 1998, S. 10f). 
 
Externe Effekte  Betriebsräte  internalisieren negative externe Ef-
fekte des Unternehmens auf die Gesellschaft (z.B. 
Verhinderung unnötiger Arbeitsgerichtsverfahren) 





Gesetzliche Regelungen haben gegenüber freiwil-
ligen Vereinbarungen eine größere Glaubwürdig-
keit der Einhaltung und daher positivere Effekte 
(Berthold und Stettes 2001b, S. 21). 
 
Quelle: Eigene Darstellung   7
III.2 Auswirkungen auf die Wirkung der bestehenden gesetzlichen 
Regelungen 
Den Effekten des strukturellen Wandels wird zugeschrieben, dass die 
zahlenmäßige Bedeutung der Institution Betriebsrat in Deutschland sinkt, so ist 
laut Hassel (1999) von 1981-1994 der Anteil der Beschäftigten, die in einem 
Betrieb mit Betriebsrat arbeiten, von 50,6% auf 39,5% gesunken. Allerdings ist der 
Rückgang der Betriebsratskennzahlen zumindest zum Teil durch statistische 
Probleme überzeichnet. Der Anteil der Arbeitnehmer in Betrieben mit Betriebsrat 
lag nach zuverlässigeren und neueren Daten des IAB-Betriebspanels in 2003 bei 
47%
2, von einer „Erosion“ der betrieblichen Mitbestimmung kann also keine Rede 
sein (Ellguth und Kohaut 2004, S. 452), auch wenn nach dieser neueren 
Datenquelle die frühere Betriebsratsabdeckung nicht mehr zurückzuverfolgen ist. 
Ursache für den zu verzeichnenden Einflussverlust des Betriebsrats kann die 
bereits im vorherigen Abschnitt erläuterte immer größer werdende Bedeutung des 
Dienstleistungssektors sein, da Betriebsräte dort seltener anzutreffen sind. 
Allerdings sind hier Unterschiede zu beobachten: So ist die Betriebsratsdichte 
bezogen auf die vertretenen Beschäftigten z.B. im Kredit- und 
Versicherungsgewerbe mit 76% (79%) in Westdeutschland (Ostdeutschland) im 
Jahre 2004 eine der höchsten (Ellguth und Kohaut 2005, S. 402). Generell gilt 
jedoch, dass die Anzahl der Beschäftigten, die in einem Betrieb mit Betriebsrat 
arbeiten, im produzierenden Gewerbe höher ist als in der Dienstleistungsbranche, 
wobei dies nicht für Ostdeutschland gilt. Dies liegt nicht an einer geringeren 
Bedeutung im Servicebereich im Westen, sondern an der wesentlich geringeren 
Bedeutung im Industriesektor in den neuen Bundesländern (Addison et al. 2003, 
S. 343). Weiterhin, damit zusammenhängend, arbeiten immer mehr Beschäftigte 
in kleineren und mittleren Betrieben (iwd 2001)
3, in denen Betriebsräte seltener 
vorkommen als in der Gesamtwirtschaft (Ellguth 2003, S.194), da hier zum einen 
Formen der direkten Partizipation (z.B. Gruppenarbeit) stärker verbreitet sind, die 
Kommunikation mit der Geschäftsleitung direkter erfolgt, Informationsasymmetrien 
wesentlich unwahrscheinlicher sind und somit die Betriebsräte weit weniger 
                                                 
2   Beschäftigte in Privatbetrieben ab 5 Mitarbeitern, ohne Landwirtschaft.  
3   Das Ausmaß der Beschäftigungssteigerungen in KMU ist v.a. aufgrund von Messproble-
men nicht unumstritten. Fakt ist aber, dass von 1980-2000 per Saldo nur die Unterneh-
mensklassen bis 500 Beschäftigte deutliche Zuwächse an Beschäftigung verzeichneten, 
mit dem größten Anteil bei der Klasse von 10-99 Beschäftigten.   8
notwendig sind. Weiterhin sieht der Gesetzgeber mit steigender 
Unternehmensgröße eine stärkere Bedeutung der Betriebsräte vor.
4 Weitere 
Einflussgrößen identifizieren Addison et al. (2003), von denen sich v.a. das 
(Durchschnitts-)Alter der Unternehmen und die Existenz eines 
Flächentarifvertrages im Unternehmen (beide beeinflussen die 
Betriebsratsexistenz positiv) durch den Strukturwandel verändern könnten. Durch 
die kürzeren Produktlebenszyklen und die dynamischere Wirtschaftsstruktur 
könnte sich das Durchschnittsalter der Unternehmen verringern, der 
Flächentarifvertrag verliert zumindest langsam an Bedeutung (Kohaut und 
Schnabel 2003). Diese Entwicklung dürfte sich negativ auf die Existenz der 
Betriebsräte auswirken.  
Dass die Abdeckung der Betriebe durch Betriebsräte nicht so starken 
Veränderungen unterworfen ist, wie der Zahlen zum Strukturwandel vermuten 
lassen könnten, verwundert nicht, da durch die gesetzlichen Regelungen die 
Einrichtung eines Betriebsrates auch von einer kleinen Zahl von Beschäftigten 
durchgesetzt werden kann (§17 BetrVG). Dies bedeutet jedoch nicht, dass 
Betriebsräte keinen starken Veränderungen unterworfen wären. Ein Indiz für die 
Veränderungen lässt sich in folgendem Sachverhalt erkennen: In den 
Produktionsbetrieben führt der Strukturwandel zu einer Verringerung des 
Bestandes an klassischen Industriearbeitern und zu einem mehr an Beschäftigten 
mit höheren Bildungsabschlüssen. Die Arbeit und Existenz der Betriebsräte ist 
jedoch zumindest bisher vor allem auf den Industriearbeiter zugeschnitten. Dies 
lässt sich an der Beliebtheit von Betriebsräten erkennen: eine Untersuchung in der 
Metall- und Elektroindustrie zeigte, dass in Unternehmen mit einem größeren 
Anteil an höher qualifizierten Beschäftigten die Wahlbeteiligung bei 
Betriebsratswahlen tendenziell geringer ist als in eher traditionellen Unternehmen 
mit hohem Arbeiteranteil. Zudem sinkt in Unternehmen mit steigendem Anteil 
höher qualifizierter Arbeitnehmer parallel die Wahlbeteiligung, während diese in 
Unternehmen mit gleich bleibender Arbeitnehmerstruktur stabiler ist (Schmidt 
                                                 
4   So finden ab 200 Mitarbeitern Freistellungen statt (§ 38 BetrVG) und ab 100 Mitarbeitern 
muss ein Wirtschaftsausschuss gegründet werden, der umfangreiche Informationsrechte 
genießt (§106 BetrVG).   9
2004).
5  Diese Entwicklung weist darauf hin, dass unter den höher qualifizierten 
Arbeitnehmern das Interesse an Betriebsräten geringer ist. Zu diesem Ergebnis 
kommt auch Niedenhoff (2005, S. 244), wonach sich Angestellte in wesentlich 
geringerem Maße durch den Betriebsrat vertreten fühlen. Insbesondere in 
Betrieben mit heterogenen Belegschaften ergibt sich ein erhebliches Problem 
durch Interessendivergenzen.  
 
III.3 Auswirkungen des Strukturwandels auf die Begründung der 
gesetzlichen Regelung 
Falls ein gesamtwirtschaftlich positiver Effekt durch Betriebsratsgesetze erzielbar 
ist stellt sich im Strukturwandel durch die verstärkte Heterogenität der Gruppen 
und Unternehmenssituationen zunehmend die Frage, welches Maß und welche 
Form der Gesetzesregelung zu einer Maximierung der Gesamtrente des 
Unternehmens führt. Eine gesetzliche Lösung kann nur begrenzt auf 
unternehmensspezifische Besonderheiten eingehen. Die theoretischen Modelle 
zur Notwendigkeit der Betriebsräte nehmen die Homogenität der Unternehmen an, 
zentrale Auswirkung des Strukturwandels ist aber eine Heterogenisierung. Diesem 
Umstand soll durch eine entsprechende Modifikation der Modelle Rechnung 
getragen werden. Hierzu wird zunächst kurz das Grundmodell von Freeman und 
Lazear (1995) („Verbindung von Allokation und Verteilung“, siehe Tabelle 1) 
vorgestellt, bezüglich des Strukturwandels modifiziert und im Anschluss die 
weiteren Marktversagensargumente analysiert.  
Angenommen, die Gesamtrente (über die Entlohnung der Produktionsfaktoren 
hinausgehendes Betriebsergebnis) des Unternehmens sei R und hänge von der 
Menge an Partizipationsrechten für die Beschäftigten E ab: R = R(E). R steige bis 
zu einem gewissen Maß an Mitbestimmung (E*) an und falle dann wieder, da der 
Unternehmer
6 dann keine effizienten Entscheidungen mehr treffen kann. Zugleich 
                                                 
5   Die Wahlbeteiligung bei Betriebsratswahlen ist insgesamt seit den 80er Jahren rückläufig, 
aber noch immer recht hoch. Vgl. hierzu Niedenhoff (2005), S. 200ff.  
6   Der Unternehmer sei hier synonym zu den mit den residualen Ertragsrechten ausgestatte-
ten Kapitaleignern verwendet. Die Problematik der Trennung von Eigentum und Leitung ei-
nes Unternehmens sei an dieser Stelle nicht näher betrachtet.    10
steige der Anteil der Rente, die sich die Arbeitnehmer aneignen können, mit der 
Menge an Partizipationsrechten monoton an: τ = τ(E).  
Die maximale Rente liegt also bei R’(E*)=0. 
Gewährt der Unternehmer freiwillig diese Menge an Mitbestimmung? Er maximiert 
den ihm zustehenden Anteil der Rente: 
π(E) = (1- τ(E))R(E) 
Die erste Ableitung ergibt: 
dπ(E)/dE = - τ’(E)R(E)+(1- τ(E))R’(E) = 0 
und damit: 
) E ( 1
) E ( R ) E ( '





=  >0 
Das durch den Unternehmer freiwillig eingeräumte Mitbestimmungsmaß liegt also 
unter dem Optimalwert. Das Maß an Mitbestimmung, welches die Arbeitnehmer 
fordern, ergibt sich entsprechend aus der Maximierung ihres Rentenanteils 
τ(E))R(E), welches zu  
) E (
) E ( R ) E ( '
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führt. Grafisch sieht dies wie folgt aus:   11
Abbildung 2 
 
  Quelle: In Anlehnung an Freeman und Lazear (1995, S. 30) 
 
Die Arbeitgeber werden ein zu geringes Maß an Mitbestimmung anbieten und die 
Arbeitnehmer ein zu hohes fordern. Das optimale Maß kommt nicht zustande, da 
die Arbeitgeber keinen Arbeitnehmerrechten über EAG zustimmen werden. E* 
müsste durch eine gesetzliche Regelung sichergestellt werden.
7  
Wie verhält sich das Modell nun, wenn die Annahme homogener Unternehmen 
aufgegeben wird? Angenommen die Situation in zwei Unternehmen verhalte sich 
wie in Abbildung 3 und E
* sei die gesetzliche Lösung. Beim Unternehmen in der 
linken Abbildung wird hierdurch genau das Rentenmaximum erzeugt, eine 
freiwillige Lösung (E
F1) wäre suboptimal. Im Unternehmen in der rechten 
Abbildung hingegen ist dies nicht der Fall, die Gesamtrente ist niedriger als im 
Falle einer freiwilligen Lösung (E
F2) oder in Falle einer Situation ganz ohne 
Betriebsrat. Allerdings ist das Gesetz hier im Sinne der Arbeitnehmer, deren Rente 
höher ist als im Falle eines von den Unternehmen freiwillig eingeführten 
                                                 
7   Allerdings ist einzuwenden, dass prinzipiell eine Coase-Verhandlungslösung möglich wäre 
(Stettes 2004, S. 147ff), bei der die Gewinner (Arbeitnehmer) die Verlierer (Arbeitgeber) 
entschädigen und ein optimales Ergebnis freiwillig zustande käme. 
R 
E  E
*  EAG  EAN 
RU 
Rges.   12
Betriebsrates.
8 Der gesamtwirtschaftliche Effekt der gesetzlichen Mitbestimmung 
hängt nun davon ab, wie sich negative Wirkungen bei Unternehmen des Typs der 
rechten Grafik und positive Wirkungen bei Unternehmen des Typs der linken 




Quelle: Eigene Darstellung 
 
Treten unterschiedliche Unternehmenssituationen und Wirkungen der 
Mitbestimmung im Zeitablauf vermehrt auf, reduziert sich die Wahrscheinlichkeit, 
dass die gesetzliche Mitbestimmung insgesamt positiv wirkt. Auch für den Fall, 
dass der Saldo insgesamt positiv bleibt, so ist er doch geringer als zuvor. Zwar 
reduziert der Strukturwandel nicht das Marktversagen im Sinne dieses Modells, 
jedoch reduziert sich die Sinnhaftigkeit eines Staatseingriffs. Die Gründe für 
unterschiedliche Situationen und Wirkungen können vielfältig sein: In 
Unternehmen mit einer sehr heterogenen Belegschaftsstruktur bzw. mit größeren 
                                                 
8   Auch ist es denkbar, dass der Rentenanteil der Beschäftigten im Falle der gesetzlichen 
Regelung geringer ist als im Falle eines freiwilligen Betriebsrates. Diese Situation wird je-
doch in der Praxis evtl. verhindert, da in der deutschen Gesetzesregelung die Beschäftig-








Unternehmen 1  Unternehmen 2 
E
F1   13
Gegensätzen zwischen den Beschäftigten werden eventuelle positive 
Produktivitätswirkungen schwächer ausfallen, da sich die Belegschaft 
untereinander schwieriger einigen kann oder sich ein geringerer Teil der 
Beschäftigten durch den Betriebsrat vertreten fühlt. 
Freeman und Lazear (1995, S. 39f)
9 zeigen, dass die Wahrscheinlichkeit, dass der 
Betriebsrat repräsentative Entscheidungen trifft, immer geringer wird, je weniger 
eindeutig eine Mehrheit im Betrieb bei einer bestimmten Thematik ist. Durch die 
strukturellen Veränderungen sind die Mehrheitsverhältnisse und Interessenlagen 
der Beschäftigten in den Betrieben weniger eindeutig, somit sinkt die 
Wahrscheinlichkeit, dass der Betriebsrat die richtige Entscheidung trifft. Die 
Autoren zeigen auch, dass wiederum durch eine Vergrößerung des Gremiums die 
Wahrscheinlichkeit steigt, eine repräsentative Entscheidung zu treffen. Jedoch 
muss dabei beachtet werden, dass dann die Kosten des Betriebsrates steigen und 
mit dem Nutzen verglichen werden müssen.
10 Auch wenn die Entscheidungen des 
Betriebsrates „richtig“ im Sinne der Mehrheitsverhältnisse sind, so ist bei 
verstärkter Heterogenität der Beschäftigten dennoch eine Verletzung der 
Präferenzen eines größer werdenden Anteils der Beschäftigten zu verzeichnen, 
entsprechend negativ sind die Erwartungen bezüglich der Produktivitätseffekte bei 
dieser Gruppe. Während in solchen Unternehmen eine Verringerung der 
Betriebsratsrechte sinnvoll wäre, ist in anderen Unternehmen womöglich eine 
Ausweitung angebracht. Die positiveren Wirkungen von Betriebsräten (linke 
Grafik) sind eher in größeren Firmen zu erwarten, da dort die direkten 
Beziehungen zwischen Unternehmensleitung und Beschäftigten weniger stark 
sind (Addison et al. 2000, S. 14). In kleinen Unternehmen, Betrieben mit neuen 
(z.B. holistischen) Formen der Arbeitsorganisation
11 bzw. der Mitbestimmung kann 
die (zusätzliche) Einführung von Betriebsräten eher negative Wirkungen haben 
(rechte Grafik). So gibt es Evidenz dafür, dass die Einführung von Gruppenarbeit 
durch Betriebsräte behindert wird (Frick 2002).
12 Ein größerer Anteil höher 
                                                 
9   Ähnlich Furubotn (1988, S. 179). 
10   Freeman und Lazear (1995, S. 40f) zeigen allerdings auch, dass die Verbesserung der 
Wahrscheinlichkeit, durch einen größeren Betriebsrat die richtige Entscheidung zu treffen, 
in Fällen von knappen Mehrheitsverhältnissen besonders niedrig ist. 
11   Hierzu ausführlich Stettes (2004). 
12   Ähnlich lässt sich das Ergebnis von Addison et al. (1997) interpretieren, dass Betriebsräte 
und direkte Formen der Beteiligung Substitute sind.   14
qualifizierter Arbeitnehmer kann eher für geringere positive Wirkungen sprechen. 
Das Modell ließe sich wie folgt auf diese Situation anpassen: Die obere Linie 
repräsentiere nun die Gesamtrente für alle Beschäftigten. Der Teil unter der 
unteren Linie sei der Anteil, den die hoch Qualifizierten erhalten und die Differenz 
zwischen den beiden Linien sei der Anteil der gering Qualifizierten. Das so 
uminterpretierte Unternehmen der linken Grafik könnte ein Unternehmen mit 
vielen gering qualifizierten Beschäftigten sein, bei dem größere Betriebsratsrechte 
positiv wirken, während das Unternehmen in der rechten Grafik viele hoch 
qualifizierte Beschäftigte einsetzt und eine entsprechende Betriebsratsregelung 
negative Wirkungen zur Folge hätte. Zudem sind für verschiedene 
Wirtschaftssektoren unterschiedliche Effekte zu erwarten, z.T. aus schon 
genannten Gründen (durchschnittliche Unternehmensgröße im 
Dienstleistungssektor geringer etc.). Die allokativen Vorteile der gesetzlichen 
Regelung werden also geringer.
13 Wie ist die Problematik der Verteilung zu 
beurteilen? Dieses Problem wird in Deutschland durch die Sperrwirkung des §77,3 
Betriebsverfassungsgesetz prinzipiell beschränkt, da die Betriebsräte keine 
Betriebsvereinbarungen treffen dürfen, bezüglich derer ein Tarifvertrag gilt bzw. 
üblicherweise gilt. Nach wie vor sind bei Entlohnungsfragen Tarifverträge 
vorherrschend und decken je nach Untersuchung bis zu 90% der Beschäftigten ab 
(Fitzenberger und Franz 1999, S. 440; Ellguth und Kohaut 2005, S. 398ff). Hätten 
die Betriebsräte keinen Einfluss auf die Verteilung der Unternehmensrente, stünde 
zumindest aus Sicht des ersten Marktversagensarguments, der Verbindung von 
Allokationsvorteil, aber negativen Verteilungswirkungen für den Unternehmer, der 
freiwilligen Bildung eines Betriebsrates nichts entgegen (Lesch 2004, S. 33). Laut 
Addison et al. (2001, S. 677ff) kann der Betriebsrat jedoch durch eine Art 
„Kopplungsgeschäft“ seine Mitbestimmungsrechte in anderen Bereichen für 
zusätzliche übertarifliche Leistungen oder eine Eingruppierung der Beschäftigten 
in besser bezahlte Entgeltgruppen nutzen. Trotz seiner nach wie vor hohen 
Bedeutung ist der Flächentarifvertrag auf dem Rückzug, zum einen sinkt die 
Flächentarifbindung langsam, aber kontinuierlich, zum anderen finden tarifliche 
                                                 
13    Aktuelle empirische Untersuchungen zu den Produktivitätswirkungen der Betriebsräte 
kommen zu gemischten Ergebnissen, sprechen jedoch eher für keine signifikanten Effekte. 
Allerdings sind die Untersuchungen nicht im Sinne dieses Artikels nach unterschiedlichen 
Unternehmenstypen oder Wirtschaftssektoren differenziert und decken keinen längeren 
Zeitraum ab, der Entwicklungstendenzen aufzeigen könnte. Vgl. Addison et al. (2004).    15
Öffnungs- und Härtefallklauseln verstärkt Anwendung. Auch für diese Entwicklung 
sind die genannten Aspekte des strukturellen Wandels verantwortlich: Die 
Gleichheit der Wettbewerbsverhältnisse auf Faktorseite verliert durch die 
Internationalisierung der Gütermärkte an Bedeutung; betriebliche 
Flexibilitätserfordernisse, um auf die Konkurrenz reagieren zu können, und neue 
Formen der Arbeitsorganisation verlangen hingegen die Möglichkeit 
differenzierterer Entlohnungsformen  (Ochel 2005, S. 8ff). Die 
Verteilungsproblematik auf  Betriebsratsebene gewinnt durch diese Entwicklung 
an Bedeutung. Dies spricht jedoch nicht unbedingt für eine Verstärkung der 
Marktversagensproblematik und einer Verstärkung des Arguments für eine 
gesetzliche Regelung. Das Interesse an der zunehmenden Verbetrieblichung der 
Arbeitsbedingungen geht von den Unternehmen aus, da sie einen 
Verhandlungspartner auf Betriebsebene suchen. Betriebsräte werden in dieser 
Entwicklung zunehmend vom Komplement der Gewerkschaft zum Substitut, das 
bei größerer Attraktivität betrieblicher Verhandlungen verstärkt im Interesse der 
Unternehmen ist. Problematisch sind hier wiederum eher die derzeitigen 
gesetzlichen Regelungen im Betriebsverfassungsgesetz, da 
Betriebsvereinbarungen, anders als Tarifverträge, gesetzlich zwingend für alle 
Beschäftigten gelten (§77,4 BetrVG) und die Insider-Outsider-Problematik am 
Arbeitsmarkt womöglich noch verstärkt wird.
14  
Zudem wird die Verteilungsproblematik im Sinne des Marktversagensarguments 
von der Veränderungen der Kooperationsbereitschaft der Beschäftigten (also der 
Umverteilung zu deren Gunsten) sowie der Kenntnis des Unternehmers über 
diese Kooperationsbereitschaft beeinflusst. Auf der einen Seite ist diese durch den 
verstärkten Anteil höher qualifizierter Arbeitnehmer und deren bessere 
Kommunikation mit der Geschäftsführung und die Tendenz zu flacheren 
Hierarchien für den Unternehmer besser beurteilbar (vor allem in kleineren 
Unternehmen). Die Drohung, den Betrieb ins Ausland zu verlagern führt zudem 
womöglich zu größerer Kooperationsbereitschaft: Wenn der Strukturwandel die 
Verhandlungsmacht der Arbeitnehmer senkt (also ihren Anteil an der 
                                                 
14   Zur Problematik der Lohnverhandlungsebenen siehe z.B. Fitzenberger und Franz (1999) 
oder Görgens (1997, S. 392ff).   16
Gesamtrente)
15, aber die prinzipielle Vorteilhaftigkeit der Mitbestimmung an sich 
erhalten bleibt, nähern sich die durch die Unternehmer freiwillig eingeräumten 
Mitbestimmungsrechte dem optimalen Maß an (Berthold und Stettes 2001c, S. 
510f).  Die Verteilungsproblematik wird durch diese Entwicklung also entschärft 
und Marktversagen unwahrscheinlicher. 
 
Auch bei den anderen Marktversagensmodellen lassen sich die Effekte des 
Strukturwandels berücksichtigen: Die bereits erwähnten sinkenden 
Informationsasymmetrien haben Auswirkungen auf das Argument, dass 
Unternehmen diese Asymmetrien als Ansporn für die Mitarbeiter nutzen. Da 
dieses Modell eher auf Industriearbeiter passt und bei kleineren, transparenteren 
Unternehmen und höher qualifizierten Beschäftigten eine solche Täuschung 
unwahrscheinlicher ist, verliert dieses Argument an Bedeutung.  
Durch die stärkere Faktormobilität bei den Arbeitskräften verliert auch das 
Argument, dass die weniger leistungsfähigen Arbeitskräfte von Unternehmen mit 
Betriebsräten angezogen werden, an Bedeutung. Da die Faktoren nicht mehr in 
dem Maße an den Grenzen halt machen, könnte nur eine weltweite Einführung 
der Betriebsräte diese Form der adversen Selektion wirksam verhindern. Eine 
solche Lösung ist zum einen nicht sehr wahrscheinlich und zum andern auch nicht 
unbedingt effizient, vgl. die Diskussion um weltweite Sozialstandards. Allerdings 
ist die Mobilität der Arbeitskräfte, vor allem in gering qualifizierten Bereich, noch 
sehr schwach ausgeprägt. 
Die unterschiedlichen Interessen der verschiedenen Beschäftigtengruppen im 
Unternehmen haben Auswirkungen auf die Frage der Externalitäten. Das 
prinzipielle Argument der kostengünstigeren Internalisierung im Betrieb ändert sich 
zwar nicht, indirekt wird dies durch die Interessendivergenzen aber 
unwahrscheinlicher. Wie bereits erläutert sinkt bei heterogeneren Gruppen und 
weniger eindeutigen Mehrheitsverhältnissen im Betrieb die Wahrscheinlichkeit, 
                                                 
15   Das Argument, die Betriebsräte würden durch die Drohung von Arbeitsplatzabbau zuneh-
mend erpressbar geht, wenn auch negativ formuliert, in diese Richtung, siehe z.B. Abel et 
al. (2001), S. 10.   17
dass der Betriebsrat repräsentative bzw. für alle Beschäftigten befriedigende 
Entscheidungen trifft und somit externe Effekte effektiv und effizient internalisiert.  
Ähnliches gilt für das Argument, dass es sich beim Betriebsrat um ein öffentliches 
Gut handelt. Hieran ändert zwar der Strukturwandel im Prinzip nichts. Allerdings 
ist nun vorstellbar, dass dieses Kollektivgut nicht mehr im Interesse aller 
Arbeitnehmer ist, womit das Argument für die öffentliche Bereitstellung verblasst. 
In KMU ist zudem die Kollektivgutproblematik aufgrund der kleineren Gruppe 
ohnehin weniger problematisch, da Trittbrettfahrer leichter identifiziert werden 
können als in Großunternehmen. Zum anderen wurden bereits Argumente 
genannt, die für ein verstärktes Interesse des Arbeitgebers an der Einrichtung von 
Betriebsräten erwarten lassen, womit die Bereitstellungsproblematik nachlässt. 
Das Problem, dass die Transaktionskosten einer freiwilligen Einführung von 
Betriebsräten diese verhindern, wird durch den Strukturwandel weiter verstärkt, da 
die Verhandlungen durch Interessengegensätze und häufige 
Situationsänderungen komplizierter werden. Für sich genommen kann dies 
verstärkt für die gesetzliche Regelung von Betriebsräten sprechen, allerdings nur 
für einen „konstituierenden“ Betriebsrat, der mit der Geschäftsleitung 
weitergehende Details Kosten sparend verhandeln könnte. Zudem führt auf der 
anderen Seite die stärkere Bedeutung von KMU zu einer Verringerung der 
Transaktionskosten und damit wieder zu einer Verringerung der Notwendigkeit der 
Betriebsräte bzw. ihrer gesetzlichen Regelung. Bei den bestehenden 
Betriebsratsregelungen ist eher zu befürchten, dass durch die Heterogenisierung 
die innerbetrieblichen Transaktionskosten, die der Betriebsrat selbst verursacht, 
durch kompliziertere Verhandlungen ansteigen.   
 
Generell problematisch ist die meist getroffene Annahme theoretischer wie 
empirischer Arbeiten, dass eine Erhöhung der Gesamtrente im Unternehmen 
möglich ist, obwohl die Unternehmensgewinne sinken (Kaldor-Hicks-
Effizienzkriterium). Ein reduzierter Gewinn verringert jedoch die Kapitalrendite 
(Dilger 2002, S. 31) und wird damit letztlich zu verringerten Kapitalinvestitionen 
bzw. Abwanderung von Investitionen in andere Länder führen, da dort, in der 
Logik der Modells, höhere Gewinne erzielt werden können. Die verringerten   18
Investitionen sind vor allem längerfristig zu erwarten, die Annahme des konstanten 
Kapitalstocks, die implizit getroffen wird, gilt allenfalls in der kurzen Frist. Durch die 
verbesserten Möglichkeiten, Investitionen im Ausland durchzuführen (verstärkte 
Kapitalmobilität), erhöhen sich für die Kapitaleigner die Anlagealternativen und 
Investitionen finden vermehrt dort statt, wo die Renditen höher sind. Die 
Kapitalabwanderung könnte dann nur eine weltweite Einführung der 
Betriebsratsgesetze verhindern, mit ähnlichen Effizienz- wie 
Durchführungsproblemen wie bei einer internationalen Steuerangleichung. Erste 
empirische Ergebnisse von Addison et al. (2005) haben ergeben, dass die 
Einführung oder Auflösung eines Betriebsrates keine Auswirkungen auf die 
Gesamtinvestitionen der untersuchten Unternehmen hat. Allerdings kann dies 
durch gegenläufige Investitionseffekte verursacht werden: die Investitionsneigung 
sinkt durch die Rentenaneignung durch den Betriebsrat und steigt durch die 
Gegenmaßnahme des Unternehmers, Arbeit durch Kapital zu ersetzen (Addison 
et al. 2005, S. 19). Trotz nicht signifikanter Investitionseffekte können sich so 
negative Wohlfahrtseffekte einstellen. Eine andere Erklärung wäre, dass der 
Betriebsrat keine negativen Gewinnwirkungen für den Unternehmer zur Folge 





In den vorangegangenen Kapiteln wurden zunächst die Kernelemente des 
weltweiten Strukturwandels zusammengefasst. Im Kernkapitel des Artikels wurde 
dann zunächst analysiert, warum prinzipiell eine gesetzliche Regelung der 
betrieblichen Beziehungen notwendig sein kann. Anschließend wurden die 
Auswirkungen erläutert, die der Strukturwandel auf die bestehenden gesetzlichen 
Regelungen zur Mitbestimmung hat und dann die Frage untersucht, welche 
Effekte sich auf die Rechtfertigung von gesetzlichen Regelungen theoretisch 
ergeben. Die Ergebnisse der theoretischen Analyse legten nahe, dass die 
                                                 
16   Ebenso wie bezüglich der Produktivitätswirkungen sind auch die Ergebnisse empirischer 
Untersuchungen der Gewinnwirkungen von Betriebsräten gemischt, in neueren Untersu-
chungen aber selten thematisiert und zudem Langfristentwicklungen aufgrund der Daten-
lage nicht möglich  (vgl. FN 11).   19
Notwendigkeit für eine gesetzliche Regelung geringer geworden ist bzw. die 
Argumente gegen Betriebsratsgesetze verstärkt werden. Hieraus lassen sich 
empirisch überprüfbare Hypothesen entwickeln, z.B. dass in Betrieben in 
Wachstumssektoren bzw. mit heterogenen Belegschaften oder einem größeren 
Anteil an höher qualifizierten Beschäftigten negative Gewinnwirkungen bzw. 
weniger positive Gewinnwirkungen zu erwarten sind. Leider sind keine 
längerfristigen Datensätze verfügbar, die eine genauere empirische Überprüfung 
der Langfristwirkungen zuließen.  
Wirtschaftspolitische Implikation der theoretischen Ergebnisse ist eine 
Reduzierung bzw. Flexibilisierung der Betriebsratsgesetze in der Form, dem 
Individuum bzw. kleinen Gruppen mehr Verantwortung zuzugestehen.
17 Ein 
Beispiel hierfür könnte die Tariffähigkeit einzelner Gruppen sein. Einige Probleme, 
wie z.B. die Problematik öffentlicher Güter oder Interessendivergenzen in einem 
gemeinsamen Gremium würden so verringert und mögliche positive 
Produktivitätswirkungen verstärkt, wobei jedoch auch neue Probleme wie eine 
Erhöhung der Transaktionskosten entstehen können. Wichtig wäre vor allem mehr 
Raum für unternehmensindividuelle Lösungen. Auch durch die Entwicklung des 
strukturellen Wandels kann Marktversagen weiterhin nicht ausgeschlossen 
werden, so dass in einem solchen Falle zumindest ein Basis-Betriebsrat weiterhin 
gesetzlich geregelt werden müsste. Ebenso wie die Gegner der gesetzlichen 
Regelung der betrieblichen Mitbestimmung den empirischen Beweis der 
gesamtwirtschaftlichen Schädlichkeit schuldig geblieben sind, existieren auch 
keine klaren Beweise für ihren Vorteil, so dass aus ökonomischer Sicht eine 
weitgehende gesetzliche Regelung bedenklich ist. Diese Bedenken werden, 
zumindest theoretisch, durch den strukturellen Wandel verstärkt. 
Weiterer Forschungsbedarf liegt in der empirischen Überprüfung der theoretischen 
Ergebnisse. Aufschluss auf die direkten Auswirkungen des strukturellen Wandels 
sind aber erst mit dem Vorliegen von Längsschnittdaten über einen längeren 
Zeitraum machbar. 
                                                 
17   In diesem Sinne auch Abel et al. (2001, S. 14f).   20
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